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Heide Pfarr

Entgeltgleichheit in kollektiven Entgeltsystemen
Aufgabe fir die Tarifparteien, die Rechtsprechung, aber auch die
Gesetzgebung

1. Entgeltgleichheit — weiterhin ein Prinzip ohne Praxis

Tatsache und Ausmal’ der Entgeltungleichheit sind weiterhin bedrtickend. Im Jahre
2001 hat die Bundesregierung einen Berufs- und Einkommensbericht vorgelegt®, der
diese Thematik umfassend aufarbeitet und zu folgenden Ergebnissen kommt:

Frauen haben in ihrer Qualifikation erheblich aufgeholt, z.T. die gleichaltrigen Manner
uberholt. Sie haben ihre beruflichen Positionen insgesamt verbessern kdnnen. Trotz
alledem hat sich die Lohndifferenz in den letzten 50 Jahren nicht erheblich verringert:
1997 erreichte in Westdeutschland eine abhéngig beschaftigte Frau in Vollzeit knapp
75 % des Jahresbruttoeinkommens der in Vollzeit erwerbstatigen Manner. In Ost-
deutschland waren es knapp 94 %. In Westdeutschland verringerte sich der Ein-
kommensabstand zwischen 1977 und 1997 nur um 2,8 %.?

Die Einkommensschere zwischen Mannern und Frauen vergrol3ert sich mit steigen-
der Qualifikation: Frauen verdienen in Westdeutschland bei einer Vollzeittatigkeit mit
Fachhochschulabschluss 69 % des mannlichen Einkommens, bei den Beschaftigten
ohne Ausbildung sind es 82 %2. Auch mit steigendem Alter vergroRert sich die Ver-
dienstschere. Deutschland liegt damit bei der ungleichen Entlohnung an der Spitze
der EU*. Die ,Marktsignale“ werden zu Lasten der Frauen verfalscht mit dem Ergeb-
nis einer diskriminierenden Unterbewertung®. Eine soziale Lohnstrukturdynamik sorgt
dafir, dass ein bestimmter Abstand zwischen Manner- und Frauenverdiensten tat-
sachlich immer gewahrt bleibt, und zwar unabh&ngig von den Tarifbereichen und den
Qualifikationen®. Die Anséatze zur Neubewertung von Frauenarbeit werden als Angriff
auf das bestehende Geschlechterverhaltnis und seine Hierarchie gesehen’.

Die vermeintlich soziologischen Erklarungen fur die bestehende Entgeltungleichheit,
wonach nicht die Bewertung von Arbeit schuld an der Einkommensschere zwischen
Mé&nnern und Frauen sein soll, sondern das Verhalten der Frauen®, treffen nicht zu®.

! Bericht der Bundesregierung zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und Mannern, BT-
Drucksache 14/8952 vom 25.04.2002.

® ebenda, S. 35.

% ebenda, S. 36.

* Daten von eurostat, Pressemitteilung vom 08.10.1992, http://europa.eu.int/comm/eurostat/.

® OECD, Gestaltung des Strukturwandels. Die Rolle der Frauen, Bundesministerium fiir Frauen und
Jugend, 1993.

® Weiler, Frauenléhne — Mannerléhne, Gewerkschaftliche Politik zur geschlechtsspezifischen Lohn-
strukturierung, 1992; Rabe-Kleberg, Unter Wert — Uber den gesellschaftlichen Umgang mit Bildung
und Arbeit von Frauen, und: Winter (Hrg.), Frauen verdienen mehr, S. 17 ff.

" Teubner, Geschlecht und Hierarchie, in: Wetterer (Hrg.), Profession und Geschlecht, 1992, S. 45,
50.

8 Lorenz, FS fiir Wlotzke, 1996, S.45; Adomeit, FS fur Zollner, Bd.11,1998, S.669; Thiising, NZA 2000,
S.570.

® Siehe dazu auch Scholz, Lohngleichheit durch Verfahren, S. 69 ff.



Die vielfachen Belege'® dafiir, die dagegen sprechen, haben es allerdings schwer
wahrgenommen zu werden. Zu tief ist die soziale Ungleichheit der Geschlechter in
der Gesellschaft verankert.

2. Tarifvertrage — Recht und Wirklichkeit

Einen wesentlichen Anteil an der bleibenden Ungleichheit in den Erwerbseinkommen
von Frauen und Mannern haben die Tarifvertrdge und betriebliche Entgeltsysteme,
die in ihrem Ansatz und ihrer Ausformung in der Regel den Tarifvertragen angegli-
chen sind.

Zu Beginn der Bundesrepublik herrschte Unsicherheit dartiber, welche Anforderun-
gen der Grundsatz der Entgeltgleichheit denn fir Tarifvertrdge und andere kollektive
Entgeltsysteme stellt. Inzwischen hat sich auf der Ebene hochrangiger Rechtsquellen
eine Menge getan. Art. °3 Abs. 3 GG wurde erganzt um die Pflicht des Staates, auf
den Abbau von Benachteiligungen hinzuwirken; Entgeltgleichheit war von Anbeginn
an Bestandteil des EWG-Vertrages von 1972 — als einzige Norm, was die Diskrimi-
nierung wegen des Geschlechts betrifft - und findet bis heute auf européischer Ebene
hohe Beachtung™'. Kaum Fortschritte gab es auf der Ebene des einfachen nationalen
Rechts; die Bundesrepublik tat sich schwer darin, die Gleichbehandlungsanforderun-
gen Europas adaquat umzusetzen und wurde gleich mehrfach vom EuGH verurteilt.
Sie unternahm keinerlei Anstrengungen, ausreichend effektive Einrichtungen oder
Verfahren zu entwerfen und zu erlassen, um dem Grundsatz der Entgeltgleichheit
zum Durchbruch zu verhelfen®?,

Der Anspruch des Art.141 EGV auf Herstellung von Entgeltgleichheit zwischen den
Geschlechtern erfahrt auch heute noch grundsatzliche Kritik. Bei der Feststellung der
Gleichwertigkeit von Arbeit handele es sich um eine Aufgabe, die zum Kernbereich
der Tarifautonomie gehdre. Sie obliege daher allein den Tarifvertragsparteien und
koénne nicht - wie vom EuGH gefordert - den Gerichten Ubertragen werden. Die An-
forderungen des EuGH kamen einer Tarifzensur gleich®®. Auch die vom EuGH bei
einem Verstol3 geforderte Rechtsfolge einer ,,Angleichung nach oben” stelle einen
Eingriff in die Tarifautonomie dar, weil im Nachhinein die Verteilungssumme erh6ht
werde. Gegen das Prinzip des gleichen Lohns flr gleichwertige Arbeit wird angefuhrt,
die Allgemeinguiltigkeit der mehr oder weniger subjektiv gewahlten Bewertungskrite-
rien lasse sich nicht begriinden. Es fehle zudem an objektiven und allgemein aner-
kannten Arbeitsbewertungssystemen™*.

1% Zuletzt Bericht der Bundesregierung zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und Man-

nern, BT-Drucksache 14/8952 vom 25.04.2002, Kap. 4 bis 7.

1 Auf der Grundlage einer europaischen Beschéftigungsstrategie werden jahrlich beschaftigungspoli-
tische Leitlinien formuliert, die fiir die gesamte EU gelten. Dazu gehért nach Ziff. 20 auch die Be-
seitigung geschlechtsspezifischer Unterschiede auf dem Arbeitsmarkt, insbesondere bei Beschaf-
tigung, Arbeitslosigkeit und Entgelt; sieche www.eu-
kommission.de/pdf/Dokumente/Beschaftigungspolitik.pdf.

2 pazu Scholz, Lohngleichheit durch Verfahren, 2000, S. 55 ff. und Jochmann-Déll, AuUR 1992, 360 ff.
13 Lorenz, FS fiir Wlotzke, 1996, S.45 (61).

¥ Thiising, NZA 2000, S.570 (572); Lorenz, FS fir Wlotzke, 1996, S.45 (62), der § 612 1ll BGB im
Streitfall so auslegen will, dass ein Bewertungssystem vorliegen und das Gericht nur dessen diskrimi-
nierungsfreie Anwendung tberpriifen muss; a.A Schlachter, NZA 1995, S.393 (394): auf das Vorlie-
gen eines Arbeitsbewertungssystems komme es fiir die Priifung nach § 612 Ill BGB nicht an.



In den friihen Jahren der Bundesrepublik war die Methodik der Arbeitsbewertung in
der Tat noch nicht weit genug ausgearbeitet. Es war langere Zeit ungewiss, ob sie
imstande ware, ein Verfahren bereitzustellen, das Tatigkeiten jedenfalls annahernd
diskriminierungsfrei bewertet. Beide Unsicherheiten sind heute ausgerdumt. Derarti-
ge Arbeitsbewertungsverfahren sind entwickelt worden*>, die auch ihren Praxistest
bestanden haben'®. Und wir haben weitgehende Klarheit, tiber die rechtlichen Anfor-
derungen. Die Bindung der Tarifsetzung an die Gleichheitsgrundséatze und die ge-
richtliche Uberpriifbarkeit von Tarifvertragen auf einen VerstoRR gegen Art. °3 GG,
insbesondere Abs. 3, ist vereinbar mit dem Schutz der Tarifautonomie in Art. °9 Abs.
3 GG, ihre rechtliche Kontrolle also nicht nur verfassungsgemarf, sondern sogar ver-
fassungsrechtlich geboten™”’.

Aus den einschlagigen europarechtlichen Grundlagen und der Rechtsprechung des
EuGH lassen sich — nach Winter'® - folgende Vorgaben an kollektive Entgeltsysteme
ableiten:
e Entgeltsysteme missen durchschaubar sein
e Entgeltsysteme muissen objektive Differenzierungskriterien enthalten,
e deren Bedeutsamkeit muss fur die Ausfiihrung der spezifischen Aufgaben, die
den Beschaftigten Ubertragen wurden, nachgewiesen werden.
e Diese Kriterien missen nach dem Verhaltnismafigkeitsprinzip Gberprift wer-
den.
e Die Anwendung und Auslegung der Differenzierungskriterien muss diskrimi-
nierungsfrei erfolgen.

Entgeltsysteme mussen danach in ihrer Gesamtheit so beschaffen sein, dass

Diskriminierungen auf Grund des Geschlechts ausgeschlossen werden, indem

e sie auf gemeinsamen Kriterien fur mannliche und weibliche Beschéftigte beru-
hen,

e eine gerechte Berucksichtigung aller Kriterien erfolgt, die die im Geltungsbe-
reich des jeweiligen Systems zu verrichtende Arbeit charakterisieren,

e die zu verrichtende Arbeit ihrem tatséchlichen Wesen nach bewertet wird und

¢ Differenzierungskriterien diskriminierungsfrei gewichtet werden.

Der Européaische Gerichtshof macht hinsichtlich der Rechtsfolgen keinen Unterschied
zwischen individuellen und kollektiven Vertragen. Fur Tarifparteien gilt auch kein an-
deres Recht als fur andere Normsetzungsorgane. Es ware mit dem Wesen des Ge-
meinschaftsrechts unvereinbar, wenn den nationalen Gerichten die uneingeschrankte
Befugnis abgesprochen wirde, bei der obliegenden Anwendung des Gemeinschafts-
rechts europarechtswidrige Bestimmungen eines Tarifvertrages auf3er Anwendung
zu lassen®®. Das nationale Gericht darf die diskriminierende Norm nicht anwenden;

!5 |m Bericht der Bundesregierung zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und Mannern,
233 f., wird das Verfahren ABAKABA vorgestellt. Siehe auch Krell, Die Verfahren der Arbeitshewer-
tung — Kritische Bestandsaufnahme und Perspektiven, in: Winter, Frauen verdienen mehr, Zur Neu-
bewertung von Frauenarbeit in Tarifsystemen, 1994, mwN.

18 Krell/Carl/Krehnke, Diskriminierungsfreie Bewertung von (Dienstleistungs-)Arbeit, 2001.

" Erfk-Dieterich GG Einl. Rn. 57 f.; Art. 3 Rn. 87 f.; Feldhoff, S.160; Winter, S. 280 ff.;
Pfarr/Bertelsmann, Diskriminierung, S. 312 ff.

18 Gleiches Entgelt fur gleichwertige Arbeit — ein Prinzip ohne Praxis, S. 124.

9 EuGH v. 07.02.1991(Nimz), AP Nr.25 zu § 23 a BAT.



es muss zuvor weder abwarten, ob die Regelung durch Tarifverhandlungen beseitigt
wird, noch oder irgendein verfassungsrechtliches Verfahren beantragen®.

Die Praxis der kollektiven Entgeltsysteme in der Bundesrepublik entspricht jedoch,
wie erwahnt, in der Regel nicht diesen Anforderungen?®. Ursachlich fiir Diskriminie-
rungen im Rahmen der Arbeitsbewertung bei tariflichen Grundentgelten®? sind vor
allem folgende Mechanismen?*:

¢ Nichtbewertung von Anforderungen, die an frauendominierten Arbeitsplatzen
auftreten?

e Verwendung unterschiedlicher Kriterien bei der Bewertung von frauen- und
mannerdominierten Tatigkeiten.

e Doppel- und Mehrfachbewertung von Kriterien, die ahnliche Sachverhalte er-
fassen und mannerdominierte Gruppen begunstigen.

e Diskriminierende Auslegung von Kriterien und Verwendung diskriminierungs-
anfalliger Kriterien, die Frauen und Manner aus gesellschaftlichen oder physi-
schen Grunden in unterschiedlichem Malf? erfullen kénnen (z.B. tradierte fami-
liare Rollenverteilung oder Korperkraft).

e Eroffnung von Bewertungsspielraumen (z.B. durch summarische Bewertung,
vage Formulierungen) und Nutzen dieser Spielrdume zuungunsten von ,Frau-
entatigkeiten®.

e Aneinanderbinden von Kriterien®

e Unverhaltnismafig hohe Gewichtung von Kriterien, die vor allem auf manner-
dominierte Tatigkeiten zutreffen (z.B. Muskelkraft).

e Bewerten von anspruchsvollen Tatigkeitsanteilen erst dann, wenn sie einen
bestimmten Zeitanteil erreichen?®.

e Verwendung unterschiedlicher Arbeitsbewertungssysteme mit unterschiedli-
chen Bewertungslogiken seitens derselben Tarifparteien oder desselben Ar-
beitgebers?®’.

Betrachtet man die Defizite in der Entgeltgleichheit der Geschlechter, insbesondere
bei kollektiven Entgeltsystemen, folgt die Frage nach dem Beitrag der Rechtspre-
chung. Hat sie versagt? Hat sie bemerkenswerten Anteil daran, dass der Anspruch
des Grundgesetzes auf Gleichberechtigung nur mangelhaft umgesetzt wurde, also
immer noch ein Prinzip ohne Praxis ist, wie Winter®® so treffend formuliert hat?

%0 EUGH v. 28.09.1994 (Smith u.a.), EzA Art.119 EWG-Vertrag Nr.21.

?! Siehe vor allem die umfangreiche Analyse im Bericht der Bundesregierung zur Berufs- und Ein-
kommenssituation von Frauen und Mannern, BT-Drucksache 14/8952 vom 25.04.2002, Wissenschaft-
liches Gutachten, erstellt von WSI in der Hans-Bdckler-Stiftung, INIFES und Forschungsgruppe Ton-
dorf, Kap. 6 S. 209 ff.; eine ausgezeichnete Analyse findet sich auch bei Nauditt, Entgelttarifvertrage
gegen Diskriminierung, WSIMitt. 1999, 99 ff.; Krell/Tondorf in: Krell (Hrsg.) Chancengleichheit durch
Personalpolitik 1998, mwN.

?2 Die Mechanismen bei anderen Entgeltbestandteilen siehe Bericht der Bundesregierung zur Berufs-
und Einkommenssituationen von Frauen und Mannern, BT-Drucksache 14/8952, S. 243 und 246; fir
Ansatzpunkte diskriminierender Umsetzung S. 222.

2% ebenda, S. 217. Der Bericht zeigt im Folgenden jeweils praktische Beispiele fiir diese Form der
Diskriminierung auf.

24 7.B. Korperkraft bei Pflegepersonal. Dazu auch Gatterburg/Schwinn/Kraus, Krankenpflege im Um-
bruch, in: Winter (Hrg.), Frauen verdienen mehr, S. 213 ff.

%% 7 B. Bewertung von ,besonderer Verantwortung® nur dann, wenn ,griindliche, umfassende Fach-
kenntnisse und selbstandige Leistungen® erflillt sind.

26 7 B. zu 50% Tatigkeiten, die grindliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordern.

27 B. fur Arbeiter und Angestellte, fiir verschiedene Berufsgruppen.

?8 Winter, 1998.



3. Der Beitrag der bundesdeutschen Rechtsprechung zu Entgelt-
gleichheit

Rechtsprechung ist konstitutionell uneinheitlich®. Das gilt nun auch fiir die Recht-
sprechung des BAG zu kollektiven Entgeltsystemen. Da gibt es Glanzlichter und
schwarze Locher. In den ersten 25 Jahren der BAG-Rechtsprechung® (mit zuneh-
mender Zahl von Senaten und damit auch wechselnden Zustandigkeiten) zeigte das
Europaische Recht und die Rechtsprechung des EuGH noch keinen Einfluss. Aber
auch in diesem Zeitraum uUberwiegt im Bereich Entgelt — und nur da! — das Bemuihen
der deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit, dem Gleichheitsgrundsatz Geltung zu ver-
schaffen. Dennoch: Misst man die bundesdeutsche Rechtsprechung nur an den Vor-
gaben, die der EuGH hierzu formuliert hat, so sind die Entscheidungen der bundes-
deutschen Arbeitsgerichtsbarkeit uneinheitlich, timide und ineffektiv. Allerdings lasst
auch der EuGH zu einigen Aspekten ausreichende Klarheit vermissen. Ausgezeich-
nete Analysen haben dazu vor allem Feldhoff**, Winter®** und Colneric®® vorgelegt.

Allerdings stellt sich die Frage, ob die Rechtsprechung durch bessere Entscheidun-
gen die diskriminierende Wirklichkeit der kollektiven Entgeltsysteme hatte tatsachlich
entscheidend — oder wenigstens spurbar — verandern kénnen. Hier zeigen sich er-
hebliche Probleme, die der spezifischen Aufgabenstellung und Arbeitsweise von Ge-
richten nach geltendem Recht geschuldet sind.

4. Das Problem der Durchsetzung diskriminierungsfreier kollektiver
Entgeltsysteme

Zur Durchsetzung der Lohngleichheit sind im Gefolge der Umsetzung der Lohn-
gleichheitsrichtlinie RL 75/117 EWG in nationales Recht zwar § 611a und §°612 Abs.
°3 BGB neu formuliert worden. Sie haben aber die Durchsetzungschancen nicht ver-
bessert, vor allem weil sie weder institutionelle noch verfahrensrechtliche Hilfen be-
reitstellten®*. So ist es dabei geblieben, dass eine Arbeitnehmerin, die durch ein dis-
kriminierendes Entgeltsystem betroffen ist, individuell gegen ihren Arbeitgeber vor-
gehen muss, und zwar auch dann, wenn sie nicht als Individuum, sondern als Mit-
glied einer Gruppe unrechtmafiig behandelt wird. Der kollektiven Rechtssetzung
steht kein kollektives Verfahren zu seiner Uberpriifung gegentiber®.

Das hat mehrfache Folgen: Es bestehen die bekannten Zugangsbarrieren zum Ge-
richt, insbesondere aus einem lebendigen Arbeitsverhaltnis heraus®®; der Prozess ist

%% 30 richtig BVerfG 26.°4.°1988 E 78, 123, 126 = AP GG Art.°2 Nr.°30 unter III.

% Dazu im einzelnen Pfarr/Bertelsmann, Lohngleichheit, 1980.

3L Der Anspruch auf gleichen Lohn fiir gleichwertige Arbeit, 1998; dies. ZTR 1999, 207 ff.

% Gleiches Entgelt fur gleichwertige Arbeit, 1998; dies. ZTR 2001, 7 ff.

% Colneric, FS fur Dieterich, 1999, S.45.

% Es bestehen daher seit Jahren — folgenlos — Zweifel an der ordnungsgemanRen Umsetzung der
Richtlinie, vgl. dazu Schlachter, S. 438; Pfarr/Bertelsmann Diskriminierung S. 84 ff.; prononciert Feld-
hoff, S. 324 ff.

% Dazu ausfiihrlich Scholz, Lohngleichheit durch Verfahren, S. 55 ff.

% dazu ausfuhrlich Pfarr/Kocher, Kollektivverfahren im Arbeitsrecht, 1998, S. 20 ff. mwN; Schlachter,
Wege zur Gleichberechtigung, 1993, 437 f, Feldhoff, S. 323 ff.



langwierig und teuer. Erschwerend kommt hinzu, dass sich eine Klagerin hier typi-
scherweise nicht nur in Widerspruch zu ihrem Arbeitgeber setzt, sondern ein System
angreift, das oft so wie es ist von den Tarifparteien und/oder der betrieblichen Inte-
ressenvertretung getragen wird und nattrlich auch seine (ménnlichen) Profiteure hat.
So durfte es schon nicht selbstverstandlich sein, dass sie gewerkschaftlichen
Rechtsschutz erhalt, obwohl diejenigen — angesichts des Umfangs der Diskriminie-
rungen bei Entgeltsystemen erschreckend wenigen - Lohngleichheitsklagen, die bis-
her zu den Gerichten gelangt sind, oft gewerkschaftliche Unterstiitzung gefunden
hatten.

So erscheint bei aller Kritik die Zurlickhaltung der Rechtsprechung auch verstandlich.
Ihren Entscheidungen liegen eben nur wenige Einzelfélle zugrunde, auf deren Aus-
wahl und Reprasentativitat die Gerichte keinerlei Einfluss haben. Die Gewerkschaf-
ten haben auch nicht die Politik verfolgt, viele reprasentative Falle vor Gericht zu
bringen, um so verallgemeinerungsfahige Urteile zu erzielen und diese in Tarifver-
handlungen einzubringen. Die Entscheidung eines Gerichts wirkt unmittelbar nur zwi-
schen den Parteien. Das Gericht kann sich nicht darauf verlassen, dass seine Kritik
an der Anlage und Ausformung des Entgeltsystems aul3erhalb des Einzelfalls umge-
setzt wird, nicht einmal darauf, dass es die Tarifvertragsparteien tberhaupt interes-
siert. Die Rechtsfolge von festgestellten Diskriminierungen l&asst sich im einzelnen
Parteiprozess nur sehr schwer angemessen bestimmen, wenn sie Uber den Einzelfall
hinaus wirken kdnnen soll. Die Angleichung der Entgelte nach oben, wie es das eu-
ropaische Recht vorsieht, mag im konkreten Einzelfall einleuchtend und hinnehmbar
erscheinen. Sie wird aber zum Problem, wenn eine Entscheidung das gesamte Ent-
geltsystem erfassen wirde. Denn die damit einhergehende Erhéhung der Personal-
kosten, und zwar mit sofortiger Wirkung, kénnte fir Unternehmen maoglicherweise
wirtschaftlich nicht tragbar sein. Schlie3lich mag es bei den Richterinnen und Rich-
tern auch Unbehagen geben, durch notwendigerweise vereinzelt bleibende Korrektu-
ren im Entgeltsystem eine Art Patchwork herzustellen. Denn dem Gericht ist es nicht
erlaubt, anhand einer Einzelklage ein anderes diskriminierungsfreies System selbst
zu entwerfen. Das ist und bleibt Sache der Tarifparteien. SchlieZlich ist nicht ausge-
schlossen, dass unterschiedliche Arbeitsgerichte zu abweichenden Einschatzungen
kommen; es gibt kein dem Bundesverfassungsgericht vergleichbares Verwerfungs-
monopol des BAG gegenuber Tarifvertragen wegen Unvereinbarkeit mit dem Ent-
geltgleichheitsgrundsatz.

Die Tarifpolitik der Tarifvertragsparteien wiederum hat in Bezug auf die Defizite in der
Entgeltgleichheit Gber Jahrzehnte ein bemerkenswertes Beharrungsvermdgen ge-
genuber den grundrechtlich gesicherten Anspriichen der Frauen gezeigt. Angesichts
der gewerkschaftlichen Mitgliederstrukturen und Leitbilder war das nicht Uberra-
schend. Versuche, Entgeltdifferenzierungen zugunsten von Frauen zu korrigieren,
provozierten Abwehrreaktionen und Iésten Anspruchsanpassungsprozesse bei sta-
tushéheren Gruppen aus®’. Diese Haltung ist aber nun etwas durchbrochen worden:
Die Gewerkschatft ver.di hat in ihrer Satzung das Prinzip des Gender Mainstreaming
auch fur die Tarifpolitik verankert und, wichtiger, begonnen, es umzusetzen®. Die IG

%" Dazu hoch informativ Weiler, Lohngerechtigkeit durch Lohntechnik? Geschlechtsspezifische Lohn-
strukturierung, gewerkschaftliche Tarifpolitik und frauenlohnpolitische Anséatze zur Neubewertung von
Frauenarbeit, in Winter (Hrg.), Frauen verdienen mehr, S. 57, 65 ff.

% Dazu im einzelnen Tondorf WSIMitt. 2001, 440 f.



Metall wandte sich diesem Thema zu*°. Die Arbeitsbewertungsverfahren sind weiter-
entwickelt worden. Einige gewerkschaftliche Projekte haben sich mit der Diskriminie-
rung durch Entgeltsysteme beschaftigt®®, und aufgezeigt, wie sich die Bewertung von
Arbeit durch diskriminierungsfrei(er)e Bewertungssysteme verschieben kann*'. Diese
Projekte sind sogar bis in die Phase der Umsetzung weiter getrieben worden. Sie
scheiterten allerdings schlieRlich am Widerstand der anderen Tarifpartei®?.

5. Rechtspolitische Uberlegungen tber die Durchsetzung der Ent-
geltgleichheit

Es sind vor allem Autorinnen in der Rechtswissenschaft, die sich in jingerer Zeit Ge-
danken machen um eine bessere Implementation der Entgeltgleichheit: Feldhoff*?,
Jochmann-Doll**, Pfarr/Kocher®®, Schlachter®®, Scholz*’, Winter®®. Sie arbeiten typi-
scherweise rechtsvergleichend, suchen also in andern Rechtssystemen nach Anre-

gungen und Verfahren, um weiter zu kommen.

Im Folgenden wird ein Gesetzentwurf vorgestellt, der der Durchsetzung der Entgelt-
gleichheit dienlich sein soll. Er ist angeregt durch die rechtsvergleichenden und
rechtspolitischen Uberlegungen der genannten Autorinnen, insbesondere durch das
Ontario-Modell, das Winter* erlautert. Dieses Gesetz, 1987 erlassen von und fiir die
kanadische Provinz Ontario®® und danach mehrfach erganzt, ist nicht klagezentriert,
sondern ,pro-aktiv®. Es verpflichtet mit bestimmten Vorgaben und Zeitrahmen dieje-
nigen zum Abbau diskriminierender Entgeltsysteme, die im Offentlichen Dienst wie in
der Privatwirtschaft solche aufstellen und anwenden. Das Gesetz gilt als er-
folgreich®'.

Der hier vorgestellte Gesetzentwurf geht von folgenden Annahmen aus:

¢ Individualklagen einzelner diskriminierter Personen sind nicht imstande, den
Grundsatz der Entgeltgleichheit flachendeckend durchzusetzen. Es bestehen
hohe Zugangsbarrieren und Risiken; positive Entscheidungen gelten nicht fur
die gesamten Systeme.

e Mitgliederstruktur, Verfasstheit und Interessen beider Tarifvertragsparteien
lassen nicht erwarten, dass sie von sich aus den Grundsatz der Entgeltgleich-

% Lang/Vogelheim WSIMitt. 1992, 216 ff.; Heiking/Vogelheim, Frauen mischen mit, in: Winter (Hrg.)
Frauen verdienen mehr, S. 99 ff.; Meine/Ohl, Wird bezahlt, was verlangt wird?, in Lang/Meine/Ohl
Hrg.), Arbeit.

50 Winter/Krell, Aufwertung von Frauentatigkeiten, Ein Gutachten im Auftrag der OTV (Hrg.), 1997.

*! Dafiir steht das Modell MEDEA, Nauditt WSIMitt. 1999, 99, 106 ff.

2 50 das Modell MEDEA, Bericht der Bundesregierung zur Berufs- und Einkommenssituation von
Frauen, BT-Drucksache 14/8952 vom 25.04.2002, S. 235.

“3 Der Anspruch auf gleichen Lohn fiir gleichwertige Arbeit, 1998.

** Gleicher Lohn fiir gleichwertige Arbeit, 1990.

*® Kollektivverfahren im Arbeitsrecht, 1998.

5 Wege zur Gleichberechtigung, 1993.

“" Lohngleichheit durch Verfahren, 2000.

“8 Gleiches Entgelt fur gleichwertige Arbeit, 1998.

'3, 300 ff.

*% Die Provinzen besitzen in Kanada im Wesentlichen die arbeitsrechtliche Regelungskompetenz.

*! Armstrong auf der Internationalen Konferenz ,Modelle und Initiativen zur Entgeltgleichheit* Berlin

2002.



heit fur die Geschlechter in akzeptabler Zeit in ihren Tarifvertragen umsetzen
werden. Gleiches gilt fir kollektive Entgeltsysteme auf betrieblicher Ebene.
Aus eben diesen Grinden ist eine Durchsetzung diskriminierungsfreier Tarif-
vertrage mittels Arbeitskampf nicht realistisch.

Der Staat kann der mangelhaften Umsetzung der Entgeltgleichheit nicht weiter
tatenlos zusehen. Er ist durch Verfassung und Europarecht aufgefordert, tatig
zu werden. Dabei muss er die spezifischen Bedingungen fiir die Durchsetzung
der Entgeltgleichheit beriicksichtigen.

Der Respekt vor der Tarifautonomie gebietet es, dass die gesetzlichen Eingrif-
fe des Staates so gering wie moglich bleiben. Seine Aufgabe ist, Prozesse in
Gang zu setzen und typische Blockaden Uberwinden zu helfen, damit diejeni-
gen, denen die kollektive Entgeltfindung tbertragen ist, ihren Aufgaben ada-
quat nachkommen kénnen und nachkommen werden.

Die Einwirkung des Staates muss differenzierend danach bemessen sein, ob
und wie stark eine annahernd gleichgewichtige Verhandlungsposition bei der
Entwicklung und Anwendung von kollektiven Entgeltsystemen gegeben ist.
Fehlt sie ganz, muss er starker eingreifen.

Zur Durchsetzung der Entgeltgleichheit ist auch den Tarifvertragsparteien ein
Verhandlungsanspruch einzurdumen, da die tblichen Durchsetzungsmittel
nicht effektiv sein kénnen.

Der Eingriff des Gesetzes auf die Normadressaten muss in dem Mal3e zu-
nehmen, wie diese auf Rechtsverweigerung beharren.

Es ist wahrscheinlich, dass die Ablésung bisher geltender Tarifvertrage und
Entgeltsysteme durch diskriminierungsfreie Regelungen zu erheblichen Ver-
schiebungen in der Struktur der Entgelte fuhrt: bisher Benachteiligte erwerben
Anspriche auf hoheres Entgelt. Die europarechtliche Vorgabe, einfach nach
oben anzugleichen, wirde angesichts der massiven Erhéhung der Lohnsum-
men nicht akzeptiert. Deshalb missten bisherige Bevorzugungen abgebaut
werden, was rechtlich und tatsachlich schwierig ist.

Es ist zuzulassen, dass die Umsetzung diskriminierungsfreier Entgeltsysteme
zu Lasten bisher Benachteiligter in Stufen erfolgt, wenn die wirtschaftliche La-
ge der betroffenen Unternehmen das erforderlich macht.

Es ist nicht erstrebenswert, eine behordliche Instanz zur flachendeckenden
Kontrolle der Umsetzung gesetzlicher Vorgaben einzusetzen. Umso bedeut-
samer sind zivilgesellschaftliche Akteure, die mit Kontroll- und Sanktionsrech-
ten ausgestattet sein missen.



	1. Entgeltgleichheit – weiterhin ein Prinzip ohne Praxis
	2. Tarifverträge – Recht und Wirklichkeit
	3. Der Beitrag der bundesdeutschen Rechtsprechung zu Entgeltgleichheit
	4. Das Problem der Durchsetzung diskriminierungsfreier kollektiver Entgeltsysteme
	5. Rechtspolitische Überlegungen über die Durchsetzung der Entgeltgleichheit

